
Weihnachten. Es gibt Geschenke. 
Kinderaugen leuchten vor Erwar-
tung. Auch ich freue mich. Habe auch 
viele Geschenke für meine Lieben 
besorgt. Die werden Augen machen. 
Irgendwie bereitet es Freude.

Schenken ist eine uralte Traditi-
on, von unterschiedlichen Zeiten und 
Kulturen geprägt. »Ich gebe, damit du 
gibst«, sagten die alten Römer. »Wer 
ein Rind geschenkt erhält, muss ein 
Pferd zurückgeben.« So lautet ein 
chinesisches Sprichwort. Der Ethno-
loge Marcel Mauss prägte den Begriff 
»Schenkökonomie«, es handele sich 
um eine Art »Gesellschaftsvertrag«.

Ich denke über dieses Geben und 
Nehmen nach. Was haben wir nicht 
alles gegeben in diesem langen Jahr? 
Wie oft haben wir auf Pausen ver-
zichtet, sind aus unserem Frei gekom-
men, weil wir die Kolleginnen und 
Kollegen nicht allein lassen wollten? 
Die Kolleginnen und Kollegen des 
Servicebetriebes haben auf das glei-
che Gehalt verzichtet. Nun, das war 
weniger geschenkt, sondern geklaut. 

Kollegin Claudia hat ihren An-
spruch auf Überstundenbezahlung 
verschenkt, Kollege Peter hat sogar 
seinen Urlaubsanspruch verfallen 
lassen. Und als Norbert neulich vom 
Betriebsrat angehalten wurde, weil er 
die Ruhezeiten nicht einhält und das 
doch seiner Gesundheit schade, da 
war er so sauer und brüllte laut durch 
den Flur, man solle ihn in Ruhe lassen, 
er wisse schon selbst, was richtig sei.

Ja, das sind Geschenke. Geschen-
ke an den Betrieb, den wir »unseren 
Betrieb«, »unser Unternehmen« nen-
nen, der oder das uns aber gar nicht 
gehört. Die Geschenke allerdings 
werden von denen, die das Sagen 
haben, immer gerne genommen.

Und wie ist es nun zu Weihnach-
ten? Können wir uns freuen, etwas 
zurückzubekommen? Anerkennung 
und Wertschätzung etwa? Da haben 
zum Beispiel die kommunalen Arbeit-
geber gerade verkündet, dass sie 
unsere Pausen nicht bezahlen wollen. 
Obwohl bei der letzten Tarifrunde 
vereinbart wurde, dass alle Wechsel-
schicht Leistenden die Pausen vergü-
tet bekommen. Die Pausen können 
wir ja oftmals gar nicht nehmen. Die 
Herren wollen die Arbeitszeitverkür-
zung von 2,5 Stunden pro Woche 
einfach nicht. Wen interessiert die 
Gesundheit? Ist denen ganz egal. 
Nein, die verschenken nichts. 

Fragt sich nur, warum wir das 
machen, warum wir uns verschenken 
ohne Gegenleistung? Kann mir das 
wer erklären? Aber bitte – nicht als 
rührige Weihnachtsgeschichte, 
wünscht sich euer 

 
                         

Michael Quetting

Ganz vorn
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Rund 64.000 Beschäftigte aus dem 
Gesundheits- und Sozialwesen haben 
sich an der ver.di-Arbeitszeitbefragung 
beteiligt. Das enorme Interesse zeigt: 
Der Plan, die Arbeitszeit wieder ver-
stärkt zum Thema zu machen, ist gold-
richtig. Deutlich wird auch: Die Kolle-
ginnen und Kollegen wollen stärker 
selbst bestimmen, wann und wieviel sie 
arbeiten. Zwei von drei Befragten wür-
den gerne zwischen Arbeitszeitverkür-
zung und mehr Geld wählen können. 
Die Debatte ist eröffnet. Klar ist aller-
dings: Gerade bei den Arbeitszeiten 
gibt es Verbesserungen nicht ge-
schenkt – sie müssen erkämpft werden.

Fast 70 Prozent der Beschäftigten 
in Gesundheits- und Sozialeinrichtun-
gen arbeiten länger als vereinbart. Als 
Grund nennt die große Mehrheit, 
insbesondere in Kitas, Krankenhäu-
sern, Reha-Kliniken, Psychiatrien und 
in der Altenpflege: zu wenig Personal. 
Das belegt: Um den ausufernden Ar-
beitszeiten zu begegnen, braucht es 
bedarfsorientierte und verbindliche 
Vorgaben für die Personalausstattung 
per Gesetz. Dafür streitet ver.di.

Übergriffe auf die Freizeit
96 Prozent der Pflegekräfte in Kran-
kenhäusern werden laut anderen Be-
fragungen regelmäßig aufgefordert, 
außerhalb des Dienstplans einzusprin-
gen. Über 70 Prozent können gesetz-
lich vorgeschriebene Pausen nicht 
nehmen. Auch anderweitig sind Über-

griffe auf die Freizeit der 
Beschäftigten alltäglich. 
Das schadet der Gesund-
heit und den sozialen Be-
ziehungen. Die von Arbeit-
gebern und politisch 
Verantwortlichen verur-
sachte Personalnot geht 
auf Kosten der Beschäftig-
ten, aber auch der 
Patient*innen und 
Klient*innen. Auch deshalb 
braucht es gute Personal-
standards, die verlässliche 
Dienstpläne ermöglichen.

Aufgrund der hohen Arbeitsbelas-
tung und der schwierigen Vereinbarkeit 
von Beruf und Privatleben verkürzen 
etliche Beschäftigte individuell ihre 
Arbeitszeit – vor allem Frauen. Sie 
nehmen dafür Entgelteinbußen und 
drohende Altersarmut in Kauf. Als 
Alternative sieht ver.di das Modell einer 
»kurzen Vollzeit für alle«. Der ver.di- 
Bundeskongress im September in Leip-
zig hat beschlossen, sich weiter für die 
Verkürzung der durchschnittlichen 
Arbeitszeit einzusetzen und eine breite 
Debatte über die Forderung nach einer 
30-Stunden-Woche bei vollem Lohn- 
und Personalausgleich zu führen. Zu-
gleich hat der Kongress festgestellt, 
dass gerade Arbeitszeit und Arbeits-
schutz »umkämpfte Felder« sind, »bei 
denen Verbesserungen für Beschäftigte 
in den meisten Fällen gegen harte 
Widerstände erkämpft werden und 

Entlastung kommt
Tariferfolg in Jena. Unikliniken Mainz, 
Kiel und Lübeck wollen folgen. Seite 3

erreichte Standards immer wieder aufs 
Neue verteidigt werden müssen«.

Arbeitgeber verweigern sich
Ein Beleg dafür sind die neuen Arbeits-
vertragsrichtlinien der Diakonie 
Deutschland (AVR.DD) vom August, 
die eine »Wahlarbeitszeit« beinhalten. 
Demnach kann die Arbeitszeit von 
Beschäftigten mit deren Zustimmung 
von 39 auf 42 Wochenstunden verlän-
gert werden. Zudem können diakoni-
sche Arbeitgeber monatlich bis zu drei 
»Vertretungsbereitschaften« einseitig 
anordnen. Ausgerechnet bei der Kirche 
also noch mehr Flexibilität für Unter-
nehmen und Arbeitszeitverlängerung.

Dass für die Verkürzung der Ar-
beitszeiten harte Auseinandersetzun-
gen nötig sind, zeigt auch die Weige-
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Frist ist Frust
Befristete Arbeitsverhältnisse zurück- 
drängen.                                       Seite 7

Kurz und gut

rung der kommunalen Arbeitgeber, 
Pausen bei Wechselschicht im Kran-
kenhaus zu vergüten. Zwar hatten sie 
sich in der Tarifrunde 2018 dazu ver-
pflichtet, über diese Gleichbehandlung 
mit dem restlichen öffentlichen Dienst 
zu verhandeln. Dies würde den Betrof-
fenen eine Arbeitszeitverkürzung von 
2,5 Stunden pro Woche bescheren. 
Doch bis Redaktionsschluss blockierten 
die Kommunen eine Einigung. 

Fazit: Die Arbeitszeit steht wieder 
auf der Agenda. Doch Verbesserungen 
wird es nur geben, wenn die Beschäf-
tigten dafür aktiv werden. Nun wird in 
den Betrieben und ver.di-Gremien über 
Tarifforderungen diskutiert, angefan-
gen mit dem öffentlichen Dienst. Be-
schlossen werden sie in den gewählten 
Tarifkommissionen.

Entwicklung der durchschnittlichen Wochen- 
arbeitszeit im Gesundheits- und Sozialwesen

1825:

82 Stunden

1900:

60 Stunden
1970:

48 Stunden

1974:

40 Stunden 2010:

38,5 Stunden 
im Osten weiter 40 

ver.di diskutiert über Arbeitszeit- 
verkürzung und gute Arbeit.
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Fünf Tage sind genug 
Unsere Tarifverträge ziehen mit der  
Fünf-Tage-Woche Grenzen.     Seiten 4/5

Der technische Fortschritt und Arbeitskämpfe haben zu 
einer deutlichen Arbeitszeitverkürzung geführt. 

GELD

SELBST- 
BESTIM- 
MUNG
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ZEIT

Angaben von 63.876 Beschäftigten aus dem Gesundheits- und Sozialwesen; 
Quelle: Ralf Stuth Consulting, 2019

länger als 
vereinbart

Was sind die 
Gründe dafür?

Tatsächlich 
arbeiten …

62 % zu wenig Personal

  4 % Spaß an der Arbeit
10 % Möglichkeit zum 
          Zuverdienst

    70 %

Überstunden wegen Personalmangel



AN DIE REDAKTION:  redaktion.drei@verdi.de

tung der – abgesenkten – Vorgaben 
keinerlei Sanktionen. Ab 2021 werden 
die Einrichtungen finanziell bestraft. 
Doch durch finanzielle Kürzungen wer-
den weder die Beschäftigten entlastet 
noch wird die Versorgung verbessert. 
Sinnvoll wäre stattdessen, bei fehlen-
dem Personal die Aufnahme neuer 
Patient*innen zu beschränken. 

Die Richtlinie verfehlt den gesetz-
lichen Auftrag, zur leitliniengerechten 
Behandlung beizutragen. Jetzt ist der 
Gesetzgeber gefragt: Er muss dafür 
sorgen, dass die vorgeschriebenen 
Minutenwerte deutlich erhöht und 
ausreichend Stellen für die notwendige 
Personalausstattung in der Nacht, für 
Ausfallmanagement und Leitungsfunkti-
onen eingeplant und finanziert werden. 
Mittelfristig sollte wissenschaftlich und 
mit Hilfe von Praktiker*innen ermittelt 
werden, wie viel Personal für eine gute 
Versorgung zur Verfügung stehen muss. 
Dafür machen wir uns weiter stark. 

Sylvia Bühler ist Mitglied im ver.di-Bundes-
vorstand und leitet den Fachbereich Gesund-
heit, Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen.

Als Fachpfleger für Anästhesie- und Intensivpflege bin ich schon öfter von 
Leiharbeitsfirmen angesprochen worden, ob ich bei ihnen tätig werden will. 
Bisher habe ich mich trotz verlockender Verdienstangebote dagegen entschie-
den. Die Arbeit an wechselnden Dienststellen bedeutet längere Fahrtwege zu 
den unterschiedlichen Arbeitsplätzen. Ich hätte mit ständig wechselnden 
Teams zu tun, auf die ich mich immer ebenso neu einstellen müsste wie auf 
die unbekannte Arbeitsumgebung. Fachlich bedeutet der häufige Wechsel, in 
den verschiedenen Fachgebieten fit sein zu müssen. Berufsroutine kommt 
weniger zum Tragen und Kenntnisse und Fähigkeiten bedürfen der Aktualisie-
rung. Und nicht zuletzt herrscht an meiner jetzigen Arbeitsstelle zumeist ein 
angenehmes Arbeitsklima mit Kolleginnen und Kollegen, die ich schon ewig 
kenne und nicht missen möchte.                              Florian Beckmann, Moers
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 eure Meinung! 

Zu drei.70, Seite 1: Klinikchefs auf Irrwegen 
Sehr geehrte Damen und Herren, solange Pflegekräfte nicht Verantwortung 
für ihren Beruf übernehmen wollen, wird man als Pflegeheim bzw. Klinik Pro-
bleme haben, vakante Stellen zu besetzen. Ich arbeite in einem Pflegeheim, 
das seit Jahren gute Gehälter zahlt und absolut ungern auf Zeitarbeitsfirmen 
zurückgreift. Aber wenn der Personalschlüssel durch Urlaub und Krankheit 
nicht gedeckt ist, bleibt den Heimen nichts anderes übrig, als auf die Zeitar-
beitsschiene zu schwenken. Wir versuchen, über neue Auszubildende den 
natürlichen Abgang (Renteneintritt) der Stammkräfte zu kompensieren und 
haben bereits sehr erfolgreich einen Flüchtling ausgebildet. Aber gerade 
Auszubildende müssen von engagierten Pflegekräften betreut werden. Diese 
finden sich auch nicht bei der Zeitarbeitsfirma! Pflegekräfte, die bei einer 
Zeitarbeitsfirma arbeiten, tun dies, obwohl sie weniger verdienen, aber sie 
tragen eben auch nicht die Verantwortung einer Stammkraft und sie geben 
ihre Einsatzzeiten vor. Unsere Fachkräfte müssen sich nicht nach dem Ar-
beitsplan der Zeitarbeit richten, sondern umgekehrt, sonst wird eine andere 
Firma beauftragt. Es liegt nicht nur an der Bezahlung, sondern an der Finan-
zierung durch die Kostenträger. Wenn Pflegeschlüssel so knapp bemessen 
sind, dass keine Pflegekraft ausfallen darf, ohne dass die Kollegen einsprin-
gen müssen, wird sich daran nichts ändern.  
Mit freundlichen Grüßen 	                                                Sabine Hülsmann
 

Guten Tag, mit Bedauern muss ich beobachten, dass die Leiharbeit öffentlich 
angeprangert wird. Ist es nicht im Interesse von ver.di, alle Pflegekräfte zu 
unterstützen anstatt die unterschiedlichen Beschäftigten gegeneinander auszu-
spielen? Wie Sie bereits erahnen, bin ich eine dieser Pflegekräfte, die ins Lea-
sing gewechselt sind und ich fühle mich als ver.di-Mitglied mit Füßen getreten. 
Anstatt unsere Beweggründe zu erörtern, wird die Leiharbeit verteufelt. In 
Anbetracht des zunehmenden Fachkräftemangels im Pflegesektor finde ich es 
gewagt, einen Teil der Beschäftigten so auszugrenzen.

Natürlich ist die Bezahlung in der Leiharbeit im Vergleich deutlich höher, 
jedoch empfinde ich diese Bezahlung als fair und würde mir dieselbe Entloh-
nung für meine KollegInnen in den Kliniken wünschen. Viele Krankenschwes-
tern und -pfleger wechseln in die Leiharbeit nicht wegen der Vergütung,  
sondern aufgrund der deutlich besseren Arbeitsbedingungen und der Wert-
schätzung. Denn so traurig es ist: Hätte ich nicht die Möglichkeit, als Leasing-
Krankenschwester zu arbeiten, würde ich dem Pflegeberuf den Rücken kehren, 
da die Situation auf den Stationen nicht mehr zu ertragen ist. 

Als Leasing-Krankenschwester zu arbeiten, ist auf anderen Ebenen zusätzli-
cher Stress. Wir müssen meist täglich auf unterschiedlichen Stationen arbeiten. 
Das bedeutet jeden Tag eine andere Fachrichtung, jeden Tag ein anderes Team, 
andere Örtlichkeiten, andere Patienten, Anfahrtswege von über einer Stunde 
für nur eine Strecke. Ich bekomme regelmäßig zu spüren, dass ich nicht zum 
Team gehöre, darf mehr Patienten betreuen mit der Aussage »du verdienst ja 
mehr, dann kannst du auch mehr arbeiten«, betreue Patienten, die das Stamm-
personal nicht mehr betreuen möchte, oder erfahre weniger Hilfe zum Beispiel 
bei Lagerungen oder in Stresssituationen. 

Natürlich verstehe ich den Unmut des Stammpersonals – ich selbst kenne 
beide Perspektiven. Und ich glaube, wir sind uns alle einig: Es muss etwas 
passieren in der Pflege. Die Situation auf den Stationen, im speziellen auf den 
Intensivstationen, ist teilweise katastrophal. Das Stammpersonal ist teilweise 
stark ausgebrannt, überarbeitet, frustriert. Dauerhaft sind viele Stationen  
personell unterbesetzt. Ich kann verstehen, dass dann das Thema Leasing zu-
sätzlich frustriert. Ich finde es jedoch schade, dass in den Medien meist nur 
eine Seite gehört wird. Es macht mich unfassbar traurig, dass die Pflege nicht 
zusammenhält. Ich würde mir wünschen, dass die Pflege sich nicht mehr unter-
einander bekämpft, sondern dass wir alle gemeinsam für bessere Arbeitsbedin-
gungen kämpfen, für bessere Bezahlung, für bessere Zustände in der ambu-
lanten und stationären Pflege. Die Pflege sollte in allen Bereichen endlich ein 
WIR werden, unabhängig von der Qualifikation und der Einrichtung. Denn uns 
vereint die Liebe zum Beruf.  
Mit solidarischen Grüßen                                                               Maria Krüger
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Mehr als drei Jahre haben Vertreter*in- 
nen von Krankenkassen und Kliniken 
über die Richtlinie »Personalausstat-
tung Psychiatrie und Psychosomatik« 
verhandelt. Das Ergebnis ist äußert 
dürftig, weist in weiten Teilen gar in 
die falsche Richtung. Das Positive: 
Wieviel Personal in der Einrichtung 
sein muss wird verbindlich – ein wich-
tiger Fortschritt gegenüber der bisher 
geltenden Psychiatrie-Personalverord-
nung (Psych-PV). Das war’s dann aber 
auch schon mit dem Lob. 

Vier Schritte geht’s zurück. Erstens: 
Stellen für Nachtdienst, Ausfallmanage-
ment und Leitungsfunktionen kommen 
in der Richtlinie nicht vor. Stattdessen 
sollen Einrichtungen und Kostenträger 
diese in lokalen Budgetverhandlungen 
festlegen. Zweitens: Die vorgeschriebe-
nen Arbeitsstunden pro Patient*in ent-
sprechen in weiten Teilen der veralteten 
Psych-PV – Entwicklungen der letzten 
30 Jahre werden ignoriert. Und diese 
veralteten Werte gelten in den ersten 
vier Jahren auch nur zu 85 bzw. 90 
Prozent. Eine »Psych-PV minus« also, 
statt der von ver.di und anderen gefor-
derten »Psych-PV plus«. Damit kann es 
keine bedarfsgerechte Versorgung 
geben. Hinzu kommt drittens: Die Be-
rufsgruppen können bei der Berech-
nung, ob die Vorgaben eingehalten 
werden, weitgehend aufeinander ange-
rechnet werden. Das ist nicht sachge-
recht, schließlich haben die Professio-
nen unterschiedliche Aufgaben. Und 
viertens: 2020 gibt es bei Unterschrei-

Ein Schritt vor, vier Schritte zurück 
von Sylvia Bühler

ZWISCHENRUF

Informationen für den Fachbereich Gesundheit, Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen  gesundheit-soziales.verdi.de

INFOECKE  BETRIEBSRAT

Bitte um Listen
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  »Die fünfte Jahreszeit ist in  
vollem Gange. Entlang des  
Rheins und anderswo werden  
an den jecken Tagen selbst  
Krankenhäuser, Pflegeheime  
und Sozialeinrichtungen zu  
bunten Tollhäusern. Wir haben  
uns in einer Pflegeeinrichtung am 
linken Niederrhein umgehört:  
Seid ihr Karnevalsmuffel oder lebt 
ihr euch so richtig aus? 
NACHGEFRAGT: BJÖRN RUDAKOWSKI

Marc M. 
Wohngruppenleiter

Beate W. 
Präsenzkraft
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UMFRAGE

»Ich stehe zu Karneval wie der 
Grinch zu Weihnachten – viel-
leicht zu viele Westfalen in 
meinem Stammbaum. Ich konn-
te damit schon als Kind nichts 
anfangen. Der Niederrhein ist 
eine Karnevalshochburg, doch 
der Funke ist noch nicht über-
gesprungen. Aber was nicht ist, 
kann ja noch werden.«

»Für mich ist es schon befremd-
lich, dass alle auf Knopfdruck 
zur Karnevalszeit ›jeck‹ werden. 
Aber für die Bewohner*innen 
werde ich gerne zur ›Rampen-
sau‹ und feiere und schunkle 
sehr gerne mit ihnen. Humor 
und ein Lächeln sind die beste 
Medizin. Im Alter ist nämlich 
nicht immer alles lustig.«

»Karneval ist mein Leben! 2018 
war ich der jüngste Karnevals-
prinz in Süchteln und habe mir 
damit einen Kindheitstraum 
erfüllt. Ich freue mich riesig auf 
die Karnevalsveranstaltungen, 
die wir im Seniorenheim für 
unsere Bewohner*innen ma-
chen. Von mir aus kann das 
ganze Jahr Karneval sein.«

»Ich kann nicht anders: Die fünf- 
te Jahreszeit packt mich irgend-
wann und ich muss einfach 
mitmachen. Hier auf der Arbeit 
macht es besonders Spaß,  
bei den Bewohnerinnen und 
Bewohnern mit kleinen Gesten 
eine große Freude hervorzu- 
kitzeln. Für so was bin ich  
immer zu haben.«

Jörn D.  
Präsenzkraft

Oliver S.
Altenpfleger

»Was macht ihr an Karneval?«

Wenn die Interessenvertretung umfas-
sende Informationen anfordert, ken-
nen Personalleiter*innen zwei recht 
praktische Ausreden: Datenschutz und 
»haben wir nicht«. Dagegen ist ein 
Kraut gewachsen. Weit hinten im 
Arbeitsschutzgesetz überrascht uns ein 
kleiner Schatz mit dem Titel »Betriebli-
che Daten, Zusammenarbeit mit ande-
ren Behörden, Jahresbericht«. Auch 
die Pflichten des Arbeitgebers zur 
Übermittlung statistischer Grunddaten 
sind ein interessanter Einstieg. Wir 
schreiben dem Arbeitgeber:

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir bereiten Initiativen vor, um unter 
anderem die Belastungen an den 
Arbeitsplätzen altersgerecht zu ge-
stalten. Im Zuge dieser Überwa-
chungs- und Gestaltungsaufgaben 
benötigen wir von Ihnen die Unterla-
gen, die Sie alljährlich aufgrund § 23 
ArbSchG für die zuständigen Behör-
den anfertigen. Darin listen Sie die 
Belegschaft des Betriebs nach Ge-
schlecht, Alter und Staatsangehörig-
keit sowie den Namen auf. 

Zudem bitten wir Sie um Einsicht 
oder Kopie Ihrer Übermittlung der für 
die Krankenhausstatistik-Verordnung 
(KHStatV) gefertigten Berichte. Aus 
demselben Grund bitten wir Sie um 
die Unterlagen, die Sie im Zuge Ihrer 
Auskunftspflichten nach dessen § 6 
angefertigt haben, hier zunächst die 
Art und Zahl der Plätze für die in § 2 
Nr. 1a des Krankenhausfinanzierungs-
gesetzes genannten Berufe, das ärztli-
che und nichtärztliche Personal und 
ebenso das Personal, gegliedert nach 
Geschlecht, Beschäftigungsverhältnis, 
Funktionsbereich und Berufsbezeich-
nung.

Mit freundlichen Grüßen               -tob

Immer aktuell informiert über  
Entwicklungen und Positionen im 
Gesundheits- und Sozialwesen.  

        
Hier abonnieren: 

vod.verdi.de/newsletter_reg/30

   Gesundheit und Sozialesver.di-Newsletter
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Weitere  

Diskussions- 

beiträge zur 

Leiharbeit:
  pflege-leiharbeit.verdi.de



ç	 Feste Regelbesetzungen für alle Stationen mit einer deutlichen  
Personalsteigerung

ç	 Wer sechs Mal in Unterbesetzung arbeitet oder freiwillig außerhalb 
des Dienstplans einspringt, bekommt einen zusätzlichen Tag frei.  
In einer Übergangsphase 2020 bis 2022 ist dieser Anspruch auf 
höchstens fünf, zehn bzw. 15 gedeckelt. Darüber hinausgehende 
Freischichten werden in dieser Zeit mit jeweils 150 Euro vergütet.

ç	 Keine Ausgliederung wesentlicher Funktionen bis Ende 2023

ç	 Paritätische Kommission überwacht den Tarifvertrag und klärt  
strittige Fragen.

Vereinbarung Uniklinikum Jena

ver.di-Broschüre zieht Zwischen- 
bilanz: Was hat sich durch die 
Tarifbewegung Entlastung bislang 
konkret verbessert?
£    t1p.de/Entlastung-per-TV

THEMA

Entlastung kommt
Das Uniklinikum Jena hat als 15. Krankenhaus eine Vereinbarung erzielt. Mainz, Kiel und Lübeck wollen folgen | DANIEL BEHRUZI

Viele Jahre war ver.di am Jenaer 
Uniklinikum nur wenig präsent. Das 
hat sich durch die Tarifbewegung für 
Entlastung grundlegend geändert. 
Die Zahl der Gewerkschaftsmitglie-
der stieg innerhalb eines Jahres um 
166 Prozent. In vier von fünf Statio-
nen und Bereichen wählten die 
Teams Delegierte. Bis zu 130 von 
ihnen harrten über viele Stunden 
hinweg im Nebenraum der Verhand-
lungen aus und konnten den Kom-
promiss entscheidend beeinflussen. 
Wie stark die Durchsetzungsfähig-
keit der Belegschaft zugenommen 
hat, demonstrierte eine Aktion in 
der entscheidenden Verhandlungs-
phase Mitte Oktober: Binnen 72 
Stunden dokumentierten 1.133 
Beschäftigte ihre Streikbereitschaft 
per Unterschrift. Zuvor hatten be-
reits 1.000 Kolleginnen und Kolle-
gen in einer Foto-Petition für die 
Tarifforderungen Gesicht gezeigt.

Teams haben jetzt Kontakt
»Der Zusammenhalt ist viel größer 
geworden«, sagt die Kranken-
schwester Silke Schlosser, die seit 27 
Jahren im Jenaer Uniklinikum arbei-
tet. Vorher habe »jeder seins ge-
macht«. Bei Beschwerden hätten 
Leitungskräfte oft behauptet, an-
derswo sei es viel schlimmer. »Als 
Teamdelegierte habe ich ganz viele 
Kollegen aus unterschiedlichen Be-
reichen kennengelernt. Wir sind jetzt 
in Kontakt und wissen genau, wie 
die Situation auf den anderen Statio-
nen ist«, erklärt sie. »Das macht uns 
stärker.« 

Für ihre unfallchirurgische Stati-
on hat sich die Klinikleitung dazu 
verpflichtet, eine Sollbesetzung von 

Annehmbare Sollzahlen zur Schicht- 
besetzung oder Streik – vor diese 
Wahl stellte die Belegschaft der Main-
zer Uniklinik Ende November ihr Ma-
nagement. 31 Teams meldeten ihre 
Stationen zur Komplettschließung an, 
mehr als die Hälfte der knapp 1.500 
Betten sollten im Falle eines Streiks 
nicht belegt werden. In letzter Minute 
gab die Klinikleitung nach. Der Kauf-
männische Direktor Christian Elsner 
stellte in den Lokalmedien klar, dass 
das nicht freiwillig geschah: »Wir sind 
durch ein Ultimatum zu diesem Ergeb-
nis gezwungen worden.« Deutlicher 
kann man die veränderten Machtver-
hältnisse im Großklinikum der rhein-
land-pfälzischen Landeshauptstadt 
nicht auf den Punkt bringen.

1 Streiktag = 1 Million Euro
Dennoch erwartete ver.di-Verhand-
lungsführer Frank Hutmacher »ganz, 
ganz harte Verhandlungen«. In der 
nach Redaktionsschluss beginnenden 
Verhandlungsrunde sollte es nämlich 
um den Ausgleich für Überlastung 
gehen – und damit »um echte monetä-
re Effekte«, wie Direktor Elsner beton-
te. Doch auch ein Streik würde das 
Klinikum finanziell treffen: Der Mana-
ger bezifferte den Verlust durch jeden 
Streiktag auf rund eine Million Euro. 

ver.di geht es indes nicht darum, 
wirtschaftlichen Schaden anzurichten, 
sondern die Arbeitsbedingungen zu 
verbessern. Solange die Klinikleitung 
die Überlastung nicht beseitigt, soll es 
zum Ausgleich zusätzliche Freizeit 
geben. Wer drei Mal in unterbesetzten 
Schichten arbeitet oder außerhalb des 
Dienstplans einspringt, soll einen zu-
sätzlichen freien Tag bekommen, so 
die ver.di-Forderung.

Auch am Universitätsklinikum Schles-
wig-Holstein fordern die Beschäftigten 
Entlastung per Tarifvertrag. Ende No-
vember begannen die Verhandlungen. 
»Die Situation an den Standorten in 
Kiel und Lübeck ist so dramatisch, 
dass wir uns mit den Verhandlungen 
weder lange Zeit lassen können noch 
wollen«, erklärte ver.di-Verhandlungs-
führer Steffen Kühhirt zum Auftakt in 
Kiel. »Es wird sehr schnell einen zuge-
spitzten Konflikt geben, wenn wir 
nicht zeitnah zu einer handfesten 
Lösung kommen.« Mehr als 4.000 der 
insgesamt rund 6.000 Beschäftigten 
haben die Tarifforderung per Unter-
schrift unterstützt, über 2.500 haben 
bei einer Foto-Petition mitgemacht. 
Hunderte haben sich neu in ver.di 
organisiert, um gemeinsam Entlastung 
durchzusetzen.

Aktuelle Infos:  
klinikpersonal-entlasten.verdi.de

Uniklinik Jena: 

Zusammenhalt gestärkt
Uniklinik Mainz: 

Sollzahlen vereinbart
eins zu sieben einzuhalten. Gefordert 
hatte das Team ursprünglich, dass 
eine examinierte Pflegekraft für nicht 
mehr als sechs Patient*innen zustän-
dig ist. »Wir haben als Team zu 
schnell nachgegeben, eins zu sechs 
wäre eigentlich nötig«, betont die 
47-Jährige. »Dennoch ist das natür-
lich eine Verbesserung.«

Jetzt findet sie es wichtig, »stark 
zu bleiben«. Die vielen Kolleg*innen, 
die sich während der Auseinanderset-
zung in ver.di organisiert haben, 
sollten dabei bleiben, appelliert sie. 
Denn zum einen müssten in einigen 
Bereichen wie der Zentralen Notauf-
nahme noch Sollbesetzungen ausge-
handelt werden. Zum anderen seien 
weiterhin Organisationsmacht und 
Engagement gefragt, um dafür zu 
sorgen, dass die Vereinbarungen 
auch tatsächlich umgesetzt werden. 
»Wir müssen also dranbleiben.«

Tarifvertrag setzt Maßstäbe
Das betont auch der ver.di-Verhand-
lungsführer Bernd Becker, der vor 
allem den vereinbarten Belastungs-
ausgleich positiv sieht: Wenn Be-
schäftigte ab April 2020 sechs Mal  
in Unterbesetzung arbeiten oder 
außerhalb des Dienstplans einsprin-
gen, bekommen sie einen zusätzli-
chen Tag frei. Auch wenn dies für 
2020, 2021 und 2022 noch auf fünf, 
zehn bzw. 15 Tage gedeckelt ist, 
setze ver.di damit »neue Maßstäbe«, 
zumal darüber hinausgehende An-
sprüche in dieser Zeit mit jeweils  
150 Euro abgegolten werden. 

Die Inhalte der Vereinbarungen 
werden von Mal zu Mal besser.  
Andere Klinikbelegschaften können 
darauf aufsetzen. 

Kiel und Lübeck: 
Verhandlungen 
haben begonnen 

Erste Erfolge

Entlastung per TarifvertragKrankenhäuser

»Ich bin mir zu 100 Prozent sicher: 
Wenn die Klinikleitung hier blockiert, 
sind meine Kolleginnen und Kollegen 
wieder bereit, sich für Entlastung 
einzusetzen«, erklärte die Kranken-
pflegerin Judith Wackerle. Fast alle 
aus ihrem Team wollten sich am für 
den 28. November angesetzten Streik 
beteiligen. Sie hatten die neurochi- 
rurgische Station deshalb zur Schlie-
ßung angemeldet. Doch die Leitung 
machte keinerlei Anstalten, ihrer  
Verpflichtung zur Räumung der Bet-
ten nachzukommen. »Die Verant-
wortung für das Chaos, das beim 
Streik ausgebrochen wäre, hätte  
ganz klar der Arbeitgeber zu tragen 
gehabt«, betonte Wackerle.

Dass es die Klinikleitung letztlich  
nicht darauf ankommen ließ und Soll-
zahlen vereinbarte, sei »eine gute 
Motivation weiterzumachen. Es hat 
gezeigt: Mit dem Druck der geschlos-
senen Gemeinschaft können wir et-
was bewegen.«

Ihre Kollegin Christiane Rußler 
empören besonders die Vorwürfe, die 
Streikenden würden Patient*innen 
gefährden. »Das Gegenteil ist der Fall: 
Jeden Tag wird eine gute Patienten-
versorgung durch zu wenig Personal 
auf den Stationen gefährdet.« Christi-
ane Rußler muss es wissen, denn als 
Pflegekraft im allgemeinen Springer-
pool kommt sie in vielen verschiede-
nen Bereichen zum Einsatz. Ihre Er-
kenntnis: »Keine einzige Station ist so 
besetzt, wie sie es sein sollte.«

Termin:  Die Pflegekonferenz 
Rheinland-Pfalz-Saarland
Kaiserslautern, 7. März 2020
michael.quetting@verdi.de

3drei 71
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Die Kraft der Bewegung: Teamdelegierte in Jena bestimmen mit (links), 1.273 Beschäftigte in Mainz zeigen mit einer Foto-Petition Gesicht für Entlastung (rechts).
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Fünf Tage sind genug…

Notwendige Mindestbesetzung?

Nicht einmal aufgrund eines Einigungsstellenspruchs dürfen Beschäftigte  
in einem Krankenhaus zur regelmäßigen Arbeit an einem sechsten Tag  
gezwungen werden.

»Gleichwohl bringt der verwendete Zusatz hinreichend zum Ausdruck, 
dass bloße Zweckmäßigkeits- oder Wirtschaftlichkeitserwägungen,  
welche für sich gesehen betriebliche Gründe darstellen könnten, nicht 
ausreichen dürften. […] Stellt der tarifgebundene Arbeitgeber fest, dass 
er die vorhandene Arbeitsmenge mit dem vorhandenen Personal unter 
Beachtung der tarifvertraglichen Arbeitszeit nicht bewältigen kann, ist er 
zur Erfüllung des eigens festgelegten Betriebszwecks gehalten, mehr Per-
sonal einzusetzen. Bezogen auf die Vorschrift des § 6 Abs. 2 S. 3 TVöD-K 
bedeutet dies, dass allein die Anzahl vorhandener Arbeitskräfte nicht 
einen notwendigen betrieblichen Grund zur Abweichung von der Fünf-
tagewoche bilden kann. […] Allein das Bedürfnis nach Flexibilität bei der 
Erstellung von Dienstplänen für einen Wechselschichtbetrieb in einem 
Akutkrankenhaus kann demnach nach dem Willen der Tarifvertragspartei-
en nicht die Ausweitung auf eine Sechstagewoche rechtfertigen.«

Arbeitsgericht Detmold Beschluss 04.01.2019 – 3 BV8/18  
(t1p.de/2019-01-04), bestätigt durch LAG Hamm Beschluss 07.11.2019 – 13 
TaBV 14/19 (kann noch durch Nichtzulassungsbeschwerde gehemmt werden)

An fünf Tagen einer Woche darf uns der Plan arbeiten lassen.  
Nicht an mehr. Denn mehr Tage wollen uns die Tarifverträge des  
öffentlichen Dienstes nicht zumuten. Dem folgen viele weitere Tarife.  
So bleiben zwei Tage in jeder Woche für das Leben und die Familie.  
Gut so! Unsere Tarifverträge ziehen mit der Fünf-Tage-Woche  
den Flexi-Fantasien der Arbeitgeber Grenzen. Autor: Tobias Michel
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Sechster Tag? Nicht notwendig!

In anderen Tarifverträgen bzw. Arbeitsvertrags-
richtlinien dürfen Arbeitgeber in den einzelnen 
Wochen an sechs oder sogar sieben Tagen 
heranziehen. Doch im Durchschnitt darf es 
nicht mehr als eine Fünf-Tage-Woche werden!

TV AWO  (in den jeweiligen Bundesländern) 
§ 12 (1):  
»Die regelmäßige wöchentliche durch-
schnittliche Arbeitszeit kann auf 5 Tage, 
aus notwendigen betrieblichen oder 
dienstlichen Gründen auch auf bis zu  
6 Tage, verteilt werden.«

AVR.DD  § 9 (Absatz 1 und 2)
»Die durchschnittliche tägliche Arbeitszeit 
einer vollbeschäftigten Mitarbeiterin bzw. 
eines vollbeschäftigten Mitarbeiters  
beträgt 7,8 Stunden.« »Mit der Teilzeit- 
beschäftigten bzw. dem Teilzeitbeschäftig-
ten ist eine Vereinbarung zu treffen, wie 
ihre bzw. seine durchschnittliche regel- 
mäßige wöchentliche Arbeitszeit im  
Rahmen der betriebsüblichen bzw. dienst-
planmäßigen Arbeit erfolgt.«

Dies klärt, dass »grundsätzlich im Geltungsbe-
reich der AVR.DD von einer Fünftagewoche  
für die Mitarbeiter ausgegangen wird.«  
(Joussen/Steuernagel, Kommentar zu den  
AVR.DD, Beck-Verlag 2018, § 9 Rn. 5).

Fast so gut

Geht’s nicht anders besser?

»Grundsätzlich gilt also die Fünftagewoche. Soweit  

an mehr als fünf Tagen in der Woche gearbeitet 

werden muss, folgt daraus noch nicht zwingend 

eine Verteilung der Arbeit auf sechs Tage. Vielmehr 

ist dann zu prüfen, ob nicht im Rahmen eines 

rollierenden Arbeitszeitsystems unter grundsätz- 

licher Beibehaltung der Fünftagewoche die gesamte  

Betriebszeit abgedeckt werden kann. Insoweit  

müssen sich die notwendigen betrieblichen/dienst- 

lichen Gründe auch darauf erstrecken, dass eine  

solche Arbeitszeitform nicht praktiziert werden kann.«

Margrit Zepf, Max Gussone in: Handbuch zum  

TVöD/TV-L für Krankenhäuser, Universitätskliniken,  

Heime, soziale Einrichtungen,  

Bund-Verlag (erste Auflage 2009)

Klare Worte

gesundheit-soziales.verdi.de

Unser Tarifvertrag verwendet deutsche Worte als Fachbe-
griffe. Dennoch wird dann missverstanden und gestritten. 
Wir müssen den Vertrag auslegen. Und wir folgen dabei  
dem allgemeinen Sprachverständnis und berücksichtigen  
den Zweck der Tarifregel.

regelmäßige Arbeitszeit im Durchschnitt geschuldeter 
normaler wöchentlicher Anteil der Arbeitszeit, für welchen 
das Tabellenentgelt zu zahlen ist [BAG Urteil 25.04.2013 –  
6 AZR 800/11, Rn 25]. Mehrarbeit, Überstunden, Rufbereit-
schaften und insbesondere Bereitschaftsdienst liegen außer-
halb [BAG Urteil 17.01.2019 – 6 AZR 17/18 zu TVöD-B].

Der Wahrig (Deutsches Wörterbuch, Brockhaus-Verlag,  
9. Auflage) listet die Bedeutungen der deutschen Worte auf.
wöchentlich jede Woche (stattfindend)
Woche  [1] Folge der Tage von Montag bis Sonntag [2]  
Zeitraum von sieben Tagen [3] Gesamtheit der Wochentage, 
Arbeitswoche
können [2] dürfen, berechtigt sein 
notwendig  [1] erforderlich, unentbehrlich, unerlässlich [2] 
unvermeidlich, zwangsläufig [3] vorgeschrieben [4] dringend
betrieblich den Betrieb betreffend, zu ihm gehörig
Grund  [11] Voraussetzung eines Gedankens, einer Aussage 
oder Handlung, Beweggrund, Veranlassung, Ursache
auch [2] sogar
Tag [1] Zeitspanne einer Erdumdrehung, Zeit von 24 Stun-
den, von Mitternacht bis Mitternacht gerechnet
verteilen etwas [2] hierhin und dorthin stellen oder legen

Die Tarifparteien vereinbarten den Schutz vor regelmäßiger Arbeitszeit 
an einem sechsten oder gar siebten Tag einer Woche. Du hast einen 
individuellen Anspruch darauf. 

Die gesetzliche Interessenvertretung im Betrieb bestimmt mit bei 
der Verteilung der Arbeitszeit auf die Wochentage. Sie kann deinen 
Anspruch durchsetzen. 

Vom Schutz vor einem sechsten Arbeitstag in einer Woche sind 
Ausnahmen erlaubt. Denn es gibt manchmal gute Gründe.

Besondere Interessen der Beschäftigten
Kolleginnen und Kollegen dürfen – mit Zustimmung ihrer Vorgesetz-
ten – untereinander frei Schichten tauschen. Sie dürfen sich auch im 
Einzelfall eine andere Verteilung wünschen. Ihre Lebensplanung hat 
Gewicht, falls sie etwa einen längeren Freizeitblock wünschen und 
ihnen dazu das Guthaben auf ihrem Arbeitszeitkonto fehlt. 

Besondere Interessen des Betriebes
Eine sechste Schicht in einer Woche kann betrieblich notwendig wer-
den. Dies greift, falls die Betriebsleitung 

	eine Mindestbesetzung für die einzelnen Schichten beschreibt,

	diese Mindestbesetzung an den übrigen Tagen im Turnus einhält,

	diese Mindestbesetzung ohne diese Einteilung zu einer sechsten 
Schicht in genau dieser Woche gefährdet sieht.

»Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt […] durchschnittlich 
[38,5 / 39 / 40] Stunden wöchentlich […]. 
Die regelmäßige Arbeitszeit kann auf fünf Tage, aus 
notwendigen betrieblichen/dienstlichen Gründen 
auch auf sechs Tage verteilt werden.«

So regeln es jeweils in § 6 (1): TVöD, TV-L und TV-H, 
TV-EKBO, TV-EvB, TV TgDRV, TV-KUV, TV-UKN,  
TV UMN, TV BG Kliniken, TV Ärzte Sana.
Ebenso in § 7 (1) TV Ärzte VKA, in § 5 (1) TV KH-EH.
Es folgen die AVR der Caritas in den Anlagen 30 bis 33; 
auch die AVR Wue.
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gesundheit-soziales.verdi.de

Liebe Kolleginnen und Kollegen,Ihr bestimmt unsere Schichtpläne mit. Die Grenzen ziehen Gesetze  
und unser Tarifvertrag. Wir brauchen daher  
• nicht mehr als fünf Tage in einer Woche und 
• nicht mehr als fünf bis höchstens sieben Schichten in Folge 
zu arbeiten. 

Das ist gut so. Leider beachten die uns angeordneten Pläne diese Schutzregeln 
noch nicht. Natürlich wisst ihr so gut wie wir, dass sie deshalb rechtswidrig 
und für uns unverbindlich sind. Dennoch: Das geht besser! Bitte sprecht mit 
uns, wie ihr da Abhilfe erreichen könnt.

Betriebsrat / Personalrat / MAV

»Einige wichtige arbeitswissenschaftliche Kriterien zur Schichtplan- 

gestaltung sind: […] keine Massierung von Arbeitszeiten; keine  

Arbeitsperiode von acht oder mehr Arbeitstagen.«
LASI-Veröffentlichung – LV 30 »Arbeitszeitgestaltung in Kranken- 

häusern«, 6/2012, zu § 6 (1) ArbZG
»Es sollten nicht mehr als fünf Schichten aufeinander folgen,  

um eine Massierung der Arbeitszeit zu vermeiden.«
DGUV Report Schichtarbeit / Rechtslage, gesundheitliche Risiken  

und Präventionsmöglichkeiten, 1/2012, Seite 134

Drei-, Sechs- oder gar Sieben-Tage-Wochen finden kaum Freunde.  
53 von 100 Befragten wünschen sich eine Fünf-Tage-Woche, 37 von  
100 eine Vier-Tage-Woche. Bei den 25- bis 34-Jährigen plädiert sogar  
die Hälfte für eine Vier-Tage-Woche.

37 %

53 %
41

53 50
42 43

49
42
50

27

60

Gesamt 18–24

4 Tage

Was wäre ihrer Meinung nach die ideale Dauer einer Arbeitswoche?

Quelle: yougov.com. Angaben in Prozent der Befragten. Rest: »3 oder weniger Tage«, »6 Tage«, »7 Tage«. »Weiß nicht«. 
Auf Basis des YouGov Omnibus wurden in Deutschland 1.198 Personen im Oktober 2015 repräsentativ befragt.

5 Tage

25–34

Alter

35–44 45–54 55+

Insbesondere für 

        die Jungen wichtig

Gesetz zum Schutze der  

arbeitenden Jugend (JArbSchG)

§ 15 Fünf-Tage-Woche

Jugendliche dürfen nur an fünf Tagen  

in der Woche beschäftigt werden.  

Die beiden wöchentlichen Ruhetage  

sollen nach Möglichkeit aufeinander folgen.

Dana Lützkendorf, Vorsitzende unseres ver.di-Fachbereichs

gesundheit-soziales.verdi.de

Zwei Tage der Woche frei von Arbeit 
	 – frei zum Leben! 

Das wünschen sich viele. 
Und das regeln unsere Tarifverträge. 

  



Aktuell informiert:
gesundheit-soziales.verdi.de

Reha: Steigende Belastung
Düsseldorf I Der Arbeitsdruck steigt, 
doch das Personal wächst nicht mit. 
Das ist eine zentrale Erkenntnis einer 
von der Hans-Böckler-Stiftung in Auf-
trag gegebenen Studie zur Situation in 
Reha-Kliniken. Sämtliche Beschäftigten-
gruppen berichten davon, dass die 
Arbeitsintensität zugenommen hat. Ein 
Grund ist, dass die Patient*innen deut-
lich pflege- und therapiebedürftiger 
sind als früher – auch, weil sie aus den 
Akutkrankenhäusern schneller entlas-
sen werden. Studie zum Download: 
£  t1p.de/Reha-Belastung 

Film von Altenpflege-Azubis
Hamburg I Im Video berichten Auszu-
bildende der Akademie für Pflege in 
Hamburg über ihren Arbeitsalltag und 
machen klar, was sich ändern muss:
£  t1p.de/Pflegealltag

Mehr Qualität braucht mehr
Kassel I Mehr Personal und finanzielle 
Aufwertung im Sozial- und Erziehungs-
dienst – auf der »Kasseler Konferenz« 
diskutierten ver.di-Aktive Mitte Novem-
ber, wie man diesen Zielen Nachdruck 
verleihen kann: £  t1p.de/K-KON 

Beschäftigte in Darmstädter Pflegeheim fordern Tarifvertrag.  
Ihre Kolleg*innen in Maintal haben das bereits erreicht.
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Garantierte Rendite für Investoren – 
Niedriglöhne und Unsicherheit für 
die Beschäftigten: Die Zustände in 
der Darmstädter Senioren-Residenz 
Kranichstein stehen exemplarisch für 
eine dem Markt überlassene Alten-
pflege, in der kommerzielle Interes-
sen dominieren. Immobilienbesitzer 
und Betreiber verlangen Gewinne 
und »kontinuierliches Wachstum« – 

MELDUNGEN

zulasten der Beschäftigten. Doch 
diese wehren sich. 

»Ich habe diesen Beruf nicht 
angefangen, um möglichst viel Geld 
zu verdienen«, sagt der Alltagsbe-
gleiter Roland Ricker. »Aber dass die 
Löhne über Jahre hinweg auf Nied-
rigstniveau stagnieren, damit hatte 
ich nicht gerechnet.« Seit 17 Jahren 
hat die Belegschaft in Kranichstein 

Die Streikenden haben in dem Städtchen Maintal viel Aufsehen erregt.

keine einzige reguläre Engelterhöhung 
mehr bekommen. Mittlerweile verdie-
nen manche kaum mehr als den ge-
setzlichen Mindestlohn. »Dabei ma-
chen wir so wichtige und herausfor- 
dernde Arbeit. Sie sollte auch ordent-
lich bezahlt werden«, betont der Be-
triebsratsvorsitzende Ricker.

Die Angst überwunden
Dafür kämpfen er und seine 
Kolleg*innen jetzt. Mitte Oktober 
legten sie zum ersten Mal die Arbeit 
nieder, um Druck für einen Tarifvertrag 
zu machen. Gut zwei Dutzend Strei-
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»Natürlich beteilige ich mich an den Aktionen gegen den Klimawandel. Nicht 
nur als Mensch, sondern auch als Gewerkschafterin. Gewerkschaft ist schließlich 
mehr als Tarifpolitik. Die Klimafrage und die soziale Frage stehen miteinander in 
Zusammenhang. Denn es sind sowohl weltweit als auch hierzulande vor allem 
die Ärmeren, die die Folgen der Umweltzerstörung als erste zu spüren bekom-
men. Keinesfalls darf es so sein, dass die Kosten der Klimapolitik auf diejenigen 
abgewälzt werden, die ohnehin wenig haben. Umweltschutz und soziale Ge-
rechtigkeit gehören zusammen.«        

Anna-Lisa Müller, Gesundheits- und Krankenpflegerin und Mitglied  
der Jugend- und Auszubildendenvertretung am Klinikum Darmstadt

UNSERE AKTION

Mehr als 500 Beschäftigte der Ameos-
Kliniken Aschersleben-Staßfurt, Schö-
nebeck, Haldensleben und Bernburg 
haben Anfang November ganztägig 
die Arbeit niedergelegt. Ihr Ziel:  
So bezahlt zu werden, wie es in den 
Akutkrankenhäusern der Region sonst 
üblich ist. Anders als diese sind die 
Standorte des Schweizer Konzerns 
nicht tarifgebunden. Seit Übernahme 
der einst kommunalen Kliniken durch 
Ameos 2012 sind die Einkommen 
eingefroren. Dadurch sinken die Real-
löhne von Jahr zu Jahr. Mittlerweile 
verdienen Krankenpflegekräfte nach 
ver.di-Berechnungen durchschnittlich 
500 Euro monatlich weniger als ihre 
Kolleg*innen in vergleichbaren Häu-
sern. Um das zu ändern, fordert ver.di 
den Abschluss eines Anwendungsta-
rifvertrags zum Flächentarif TVöD. 
Doch statt in Tarifverhandlungen mit 

ver.di einzusteigen, setzte die Ameos-
Spitze auf Drohungen. In einer Mail  
an die Beschäftigten hieß es, die Tarif-
forderungen und der Streik würden 
»massive Auswirkungen auf die Sicher-
heit der Arbeitsplätze an den Kliniks-
tandorten haben«. Die »Schließung  
von Abteilungen« sei dann »nicht mehr 
ausgeschlossen«. Genutzt hat dieser 
Einschüchterungsversuch nicht, die 
Beschäftigten ließen sich dadurch nicht 
von einer Streikteilnahme abbringen. 
»Der Arbeitgeber hat genau das Ge-
genteil dessen erreicht, was er wollte: 
Die Leute sind jetzt noch entschlosse-
ner, sich für ihre Rechte einzusetzen«,  
bilanzierte der ver.di-Verhandlungs- 
führer Bernd Becker. »Ich hoffe,  
dass diese Botschaft bei Ameos an-
kommt, andernfalls machen wir weiter 
Druck.«        	                           -red

£   t1p.de/ameos-verdi

Tarifvertrag in der Caritas?
Liebenau I Die Liebenau Leben im  
Alter gGmbH – ein Tochterunterneh-
men der Stiftung Liebenau, die dem 
Caritasverband der Diözese Rottenburg-
Stuttgart angehört – ist auf ver.di zuge-
gangen, um Verhandlungen über einen 
Tarifvertrag aufzunehmen. Hintergrund 
ist das Auslaufen einer bischöflichen 
Ausnahmeregelung, auf deren Grund-
lage das Unternehmen seine rund 750 
Beschäftigten jahrelang schlechter 
bezahlte als in anderen Teilen der Cari-
tas oder im öffentlichen Dienst.

»Wenn man alle Bestandteile der 
Entlohnung hochrechnet, kommt man 
auf schätzungsweise eine Million Euro 
pro Jahr, die den Beschäftigten vorent-
halten werden«, rechnet Yvonne Bau-
mann von ver.di vor. »Wir haben mit 
den Kollegen sehr viele Gespräche 
geführt und deutlich gemacht, dass sich 
daran nur etwas ändern wird, wenn sie 
sich engagieren.« Das hat gewirkt: Seit 
Anfang 2019 stieg die Zahl der ver.di- 
Mitglieder von vier auf über 200. Damit 
geht die Gewerkschaft gestärkt in die 
am 19. Dezember (nach Redaktions-
schluss) beginnenden Tarifverhandlun-
gen. Die ver.di-Tarifkommission fordert 
eine Angleichung an den TVöD und 
weitere Verbesserungen.                  
£  t1p.de/4auf200

Mut zahlt sich aus

Ameos droht erfolglos
Beschäftigte in Sachsen-Anhalt lassen sich nicht einschüchtern.

kende aus allen Abteilungen beteilig-
ten sich, vom Pflegedienst über die 
Küche bis hin zu den Servicekräften 
und Alltagsbegleiter*innen. »Diese 
Kolleginnen haben ihre Angst über-
wunden und sind auf die Straße 
gegangen, das war ein ganz wichti-
ger Schritt«, findet die ver.di-Sekretä-
rin Anette Hergl. 

Dass solche Aktionen durchaus 
etwas bewegen können, zeigt das 
Beispiel der DRK-Seniorenzentren 
Kleeblatt im knapp 40 Kilometer 
entfernten Maintal. Dort hat ver.di 
nach anderthalb Jahren Verhandlun-
gen Ende November einen Durch-
bruch erzielt: Schrittweise werden 
die Löhne und Arbeitsbedingungen 
ab Juni 2020 an den DRK-Reformta-
rifvertrag angeglichen, die Lohnlücke 
von bis zu 20 Prozent geschlossen. 
Im Mai waren rund 40 Kolleg*innen 
in den Warnstreik getreten und mit 
einer lautstarken Demonstration 
durch den Ort gezogen (siehe 
drei.69). Diese Aktion und der Druck 
aus der Lokalpolitik führten dazu, 
dass der Arbeitgeber seine Blockade-
haltung gegenüber Tarifverhandlun-
gen aufgab. Das Fazit der Gewerk-
schaftssekretärin Hergl: »Kämpfen 
lohnt sich. Die Kolleginnen haben 
durchgehalten und ihr Mut wurde 
belohnt.«                                    -dab

£  t1p.de/Kranichstein

Der Vertrag vereinbart dein Stun-
densoll wochendurchschnittlich. 
Doch der Plan überspannt viele 
Wochen. t1p.de/zeitschuld  
rechnet mit dir nach.

Deine Zeitschuld

Streikende Beschäftigte aus dem Wohnpark Kranich-
stein vor dem Darmstädter Gewerkschaftshaus

Erst Seesen, jetzt auch Lindenlohe: Beschäftigte in Asklepios-Kliniken streiken für gute Löhne.
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Die Arbeitskämpfe beim kommerziel-
len Klinikbetreiber Asklepios weiten 
sich aus. Im bayerischen Lindenlohe 
legten die Beschäftigten Ende No-
vember bereits zum dritten Mal die 
Arbeit nieder, erstmals zeitgleich mit 
ihren Kolleginnen und Kollegen der 
Schildautalkliniken im niedersächsi-
schen Seesen. Beide Belegschaften 
fordern die Anwendung des Tarifver-

trags für den öffentlichen Dienst 
(TVöD).

Seit Asklepios die Orthopädische 
Klinik in Lindenlohe vor 15 Jahren 
vom Deutschen Roten Kreuz über-
nommen hat, herrscht bei der Bezah-
lung mehr oder weniger Stillstand. 
»Wir haben nach und nach festge-
stellt, dass die anderen Kliniken in 
der Gegend viel bessere Bedingun-

gen haben – ob bei der Bezahlung, 
beim Urlaub oder bei der Arbeitszeit«, 
berichtet der Anästhesie-Pfleger Tho-
mas Kastner. »Aber unsere Beschwer-
den darüber wurden von der Ge-
schäftsführung einfach ignoriert. 
Irgendwann haben wir gesagt: Jetzt 
reicht´s. Jetzt gehen wir zu ver.di und 
fordern einen Tarifvertrag.« Ermutigt 
wurden die Beschäftigten in der Ober-

Von Niedersachsen in die Oberpfalz

pfalz durch die seit Mitte Juli laufen-
den Streiks in Seesen, die zeigten: Es 
geht – auch bei Asklepios kann man 
streiken. 

Die Arbeitsniederlegungen seien 
für die Beschäftigten in Lindenlohe 
»absolutes Neuland, aber eine tolle 
Erfahrung«, sagt Kastner, der im 
Betriebsrat und in der ver.di-Tarif-
kommission aktiv ist. Innerhalb eines 
Jahres verfünffachte sich die Zahl 
der Gewerkschaftsmitglieder nahe-
zu. »Die Leute sind wütend und wol-
len endlich eine angemessene Be-
zahlung. Die fordern wir jetzt 
gemeinsam ein.« Auch an der Medi-
zinischen Akademie Hamburg GmbH 
kam es am 4. Dezember zu einem 
Warnstreik, weil Asklepios den dor-
tigen Lehrkräften eine angemessene 
Entlohnung verweigert.

»Die Beschäftigten bei Asklepios 
lassen sich nicht länger mit Niedrig-
löhnen abspeisen«, erklärt ver.di-
Bundesvorstandsmitglied Sylvia Büh-
ler. Die Verweigerungshaltung des 
Konzerns passe nicht in eine Zeit, in 
der »überall händeringend qualifizier-
te Beschäftigte gesucht werden«.
£    t1p.de/ASKLEPIOSstreiks



Informationspflichten
TzBfG § 18: Der Arbeitgeber hat die befristet 
beschäftigten Arbeitnehmer über entspre-
chende unbefristete Arbeitsplätze zu infor-
mieren, die besetzt werden sollen. Die Infor-
mation kann durch allgemeine Bekanntgabe 
an geeigneter, den Arbeitnehmern zugängli-
cher Stelle im Betrieb und Unternehmen er-
folgen.
TzBfG § 20: Der Arbeitgeber hat die Arbeit-
nehmervertretung über die Anzahl der befris-
tet beschäftigten Arbeitnehmer und ihren 
Anteil an der Gesamtbelegschaft des Betrie-
bes und des Unternehmens zu informieren.

Zwei Jahre und ein Tag – unbefristet!
Die Überschreitung der Höchstdauer von 
zwei Jahren für eine sachgrundlose Befristung 
auch um nur einen Tag führt zu einem unbe-
fristeten Arbeitsverhältnis. Im vom Landesar-
beitsgericht Düsseldorf verhandelten Fall 
hatte ein Beschäftigter einen Tag vor dem 
arbeitsvertraglichen Beginn seiner sachgrund-
los befristeten Tätigkeit eine einvernehmliche, 
von der Arbeitgeberin bezahlte Dienstreise 
begonnen. Dadurch wurde die zulässige 
Befristungsdauer von zwei Jahren um einen 
Tag überschritten, was zu einem unbefriste-
ten Arbeitsverhältnis führte.
LAG Düsseldorf, Urteil vom 09.04.2019 – 3 
Sa 1126/18
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Bei der Charité Facility Management GmbH 
(CFM) war das Problem mit Befristungen so groß 
wie in vielen anderen Servicegesellschaften: 
Mehr als jede*r vierte Beschäftigte hatte einen 
Arbeitsvertrag auf Zeit. »Das Personalkarussell 
hat sich ständig weitergedreht: Alle zwei Jahre 
haben die Leute ihren Job verloren und wurden 
durch andere ersetzt«, erinnert sich der Betriebs-
ratsvorsitzende Maik Sosnowsky. Das Teilzeit- 
und Befristungsgesetz erlaubt sachgrundlose 
Befristungen bis zu zwei Jahre. Doch danach 
wurden die Kolleg*innen nicht etwa dauerhaft 
angestellt, sondern in der Regel ausgetauscht. 
Das hat sich geändert. Nach anhaltenden Pro-
testen hat der Berliner Senat aus SPD, Linkspar-
tei und Grünen im Juli 2018 beschlossen, in den 
landeseigenen Unternehmen keine sachgrundlos 
befristeten Verträge mehr abzuschließen. Seit 
Anfang 2019 wird dieser Beschluss endlich auch 
an der CFM umgesetzt.

Hürde für Streiks
»Die Befristungen waren ein Riesen-Problem«, 
sagt Sosnowsky rückblickend. Und das nicht nur 
für die Betroffenen. Immer wieder mussten neue 
Kolleg*innen eingearbeitet werden, was die 
Belastungen für alle erhöhte. »Und es hat uns in 
den Tarifauseinandersetzungen behindert.« Mit 
teils wochenlangen Streiks setzt sich die Beleg-
schaft seit Jahren für einen Tarifvertrag auf dem 
Niveau des öffentlichen Dienstes ein. Erreicht ist 
das immer noch nicht. Seit November wird wie-
der verhandelt, wobei ver.di fordert, dass nie-
mand mehr weniger als 12,63 Euro pro Stunde 
verdient. 

Falls es erneut zum Arbeitskampf kommen 
sollte, wäre ver.di womöglich schlagkräftiger als 
in der Vergangenheit. »Für befristete Kollegen ist 
es immer eine große Hürde, sich am Streik zu 
beteiligen«, erklärt ver.di-Tarifkommissionsmit-
glied Sosnowsky. Deren Zahl ist zuletzt deutlich 
gesunken. Waren im gesamten Charité-Konzern 
inklusive der Tochterunternehmen Ende 2017 
noch fast 2.800 Arbeitsverträge sachgrundlos 
befristet, waren es im Juni 2019 noch gut 900. 

»Schon in der Tarifrunde 2016 haben wir das 
Ende sachgrundloser Befristungen gefordert«, 
berichtet Sosnowsky, der aus dem Hol- und 
Bringedienst kommt. Dieses Ziel erreichten die 
ver.di-Aktiven nicht, sie blieben aber dran. Bei 
jeder Gelegenheit konfrontierten sie die politisch 
Verantwortlichen und den Arbeitgeber damit. 
»Wir haben immer wieder darauf hingewiesen, 
dass die Berliner Senatsparteien auf Bundesebe-

ne gegen prekäre Beschäftigung eintreten. In 
ihrem direkten Einflussbereich sollten sie das 
dann auch umsetzen.« Das taten sie letztlich 
auch. Allerdings blieben die Beschlüsse in Senat 
und Abgeordnetenhaus für die CFM zunächst 
ohne Konsequenz. »Wir haben davon erst ein-
mal nichts gemerkt, bis Ende 2018 wurden wei-
ter skrupellos sachgrundlos befristete Verträge 
abgeschlossen.« Widersprüche des Betriebsrats 
schafften zwar Aufmerksamkeit, wurden aber 
ignoriert.

Zurück in öffentlichem Besitz
Gerechtfertigt wurde das damit, dass unbefriste-
te Arbeitsverhältnisse teurer seien. »Bis heute 
konnte mir niemand erklären, warum das mehr 
kosten soll«, sagt Sosnowsky. Und sieht sich 
durch eine aktuelle Stellungnahme der Senats-
kanzlei für Wissenschaft und Forschung bestä-
tigt, in der es heißt: »Durch den vollständigen 
Verzicht auf sachgrundlos befristete Beschäfti-
gungsverhältnisse entstehen keine direkten 
Mehrkosten.«

Entscheidend für die Umsetzung des Be-
schlusses war wohl die vollständige Rücküber-
führung der CFM in Landesbesitz, die zum  
1. Januar 2019 vollzogen wurde. Die kommerzi-
ellen Anteilseigner Dussmann, Vamed und Hell-
mann hatten sich zuvor mit Händen und Füßen 
sowohl gegen Tarifverträge als auch gegen die 
Einschränkung prekärer Beschäftigung gewehrt. 
»Das zeigt, wie wichtig es ist, dass Einrichtungen 
der Daseinsvorsorge in öffentlichem Besitz sind 
und nicht durch kommerzielle Interessen be-
stimmt werden«, betont Sosnowsky. Dass die 
Auseinandersetzung letztlich erfolgreich war, 
führt der Gewerkschafter auf die vielen Aktio-
nen der vergangenen Jahre zurück. »Wir haben 
nie locker gelassen. Immer wieder haben wir die 
Politiker angesprochen und die Öffentlichkeit 
informiert. Das hat sich gelohnt.«

Nach anhaltenden Protesten werden an der Charité und ihren Tochterfirmen keine 
sachgrundlos befristeten Arbeitsverträge mehr geschlossen. 

Befristete Arbeitsverhältnisse im Gesundheits- und Sozial- 
wesen zurückdrängen | DANIEL BEHRUZI

Befristete Arbeitsverträge: Für die bundesweit fast fünf Millionen Betroffenen be-

deuten sie permanente Unsicherheit. Wie sollen sie ihr Leben planen, eine Familie 

gründen, wenn sie nicht wissen, ob sie nach Vertragsablauf noch einen Job haben? 

Das erzeugt Frust. Im Gesundheits- und Sozialwesen ist diese Form prekärer Be-

schäftigung noch weiter verbreitet als in vielen anderen Branchen. So ist dem BKK-

Gesundheitsatlas zufolge beispielsweise mehr als jede*r fünfte Beschäftigte in der 

Kranken- und nahezu jede*r dritte Beschäftigte in der Altenpflege befristet ange-

stellt. Dabei erfordert gerade die Betreuung hilfsbedürftiger Menschen Kontiniutät 

und Verlässlichkeit. Wie sollen zum Beispiel Sozialarbeiter*innen ihren Klient*innen 

Sicherheit vermitteln und ein Vertrauensverhältnis aufbauen, wenn ihre eigene Zu-

kunft nicht gesichert ist? Und: Wer traut sich, in Betrieb und Öffentlichkeit für die 

eigenen Interessen einzustehen, wenn der Arbeitgeber den Vertrag einfach ohne 

Begründung auslaufen lassen kann? ver.di und der DGB fordern deshalb auf politi-

scher und tarifvertraglicher Ebene, dass zumindest Befristungen ohne sachlichen 

Grund abgeschafft werden. Doch auch im Betrieb gibt es Möglichkeiten, der Arbeit 

auf Zeit entgegenzuwirken.

Frist ist Frust

Nicht locker gelassen

drei: Ihr hattet bzw. habt am Freiburger Unikli-
nikum ein größeres Problem mit befristeten 
Beschäftigungsverhältnissen. Welche Tätigkei-
ten sind besonders betroffen? 
Daniela Feigl: Grundsätzlich alle neu eingestell-
ten Beschäftigten außerhalb der Pflege. Hart 
trifft es vor allem die Servicebereiche, also Reini-
gung, Küche, Patientenlogistik und Wäscherei, 
aber auch Medizinische Fachangestellte. Beson-
ders hervorheben möchte ich die Situation der 
Medizinisch-Technischen Laborassistent*innen 
(MTLA), die in der Forschung arbeiten. Diese 
Kolleginnen und Kollegen werden oft über viele 
Jahre hinweg befristet beschäftigt.

Was bedeutet das für die Betroffenen? 
Sie trauen sich oft nicht, auf Missstände am 
Arbeitsplatz aufmerksam zu machen – aus 
Angst, dass ihr Arbeitsvertrag nicht verlängert 
wird. Oft finden auch keine strukturierten 
Mitarbeitergespräche mit den Vorgesetzten 
statt. So werden die Beschäftigten nicht auf 
etwaige Defizite hingewiesen und haben auch 
nicht die Möglichkeit, diese auszugleichen. 
Wenn sie sich unter diesen Umständen nicht 
bewähren, wird der Arbeitsvertrag nicht ver-
längert.

Was hat der Personalrat getan, um der aus-
ufernden Befristungspraxis Grenzen zu setzen? 
Wir haben einen ganzen Maßnahmenkatalog 
mit unserer Verwaltung vereinbart. Zum einen 
verlangen wir bei befristeten Einstellungen die 
Stellenausschreibung. Wir prüfen, wie die Stel-
le ausgeschrieben wurde, ob mit oder ohne 
Angabe zu Befristung, aber auch, ob die Quali-
fizierungsanforderungen übereinstimmen. Als 
zweites fordern wir eine ausführliche Begrün-
dung, warum und wie lange das Arbeitsver-
hältnis befristet ist. Bei Projektbefristungen 
lassen wir uns die Bewilligungsbescheide der 
Drittmittelgeber mit der Angabe der Laufzeit 
der Projekte vorlegen. So können wir überprü-
fen, ob die Dauer der Befristung mit der Dauer 
des Projektes übereinstimmt. Bei Befristungen, 
die mit Mutterschutz-, Elternzeit- oder Krank-
heitsvertretung begründet werden, müssen 
uns die Namen der Beschäftigten genannt 
werden, die vertreten werden.

Das heißt, ihr habt eigentlich nur eure Infor-
mationsrechte in Anspruch genommen. 
Genau! Die Personalräte in Baden-Württem-

Befristungen Grenzen gesetzt
 
Personalrat der Freiburger Uniklinik lässt der Dienststelle befristete Arbeitsver- 
träge nicht einfach durchgehen. Interview mit der Personalrätin Daniela Feigl

Daniela Feigl ist Personalrätin am Uniklinikum Freiburg.

berg haben durch eine Besonderheit im Landes-
personalvertretungsgesetz eine Mitbestimmung 
bei Befristungen. Deshalb können wir auch bei 
sachgrundlosen Befristungen einen Grund for-
dern. Allein die Aufforderung, einen Grund zu 
nennen, führte oft dazu, dass der Arbeitgeber 
auf die Befristung verzichtete. Unsere Maßnah-
men haben also tatsächlich Wirkung gezeigt: 
Seit Mitte 2018 übersteigt die Zahl der unbefris-
teten Einstellungen die der befristeten. 

Habt ihr als Personalrat auch die Möglichkeit, 
gegen Befristungen mit Sachgrund vorzugehen? 
Wenn ein Sachgrund nicht nachvollziehbar ist, 
haben wir die Möglichkeit, eine Befristung abzu-
lehnen. Zudem hat das Bundesarbeitsgericht 
Befristungen Grenzen gesetzt. Ende 2016 hat es 
erstmals definiert, ab wann Kettenbefristungen 
möglicherweise rechtswidrig sind (BAG-Urteil 
vom 26. Oktober 2016-7 AZR 1357/15). Hier 
befinden wir uns allerdings im Individualrecht. 
Unter Kettenverträgen leiden bei uns vor allem 
MTLA, die in Forschungsprojekten arbeiten. Ich 
hatte Beschäftigte in der Beratung, die mit über 
zehn aufeinanderfolgenden Arbeitsverträgen  
15 Jahre und länger am Uniklinikum in der glei-
chen Abteilung beschäftigt waren. Und wegen 
des BAG-Urteils erhielten sie die Nachricht, dass 
ihr Arbeitsvertrag nicht verlängert werden sollte. 
Die Dienststelle begründete dies damit, dass sie 
nicht befristet weiterbeschäftigt werden dürften. 
All diesen Kolleginnen und Kollegen habe ich 
eine Rechtsberatung und Rechtsbeistand durch 
die Gewerkschaft ver.di empfohlen. Das war 
sehr erfolgreich – viele wurden letztlich unbefris-
tet weiterbeschäftigt.

Diakonie: Fast jede*r dritte befristet

Quelle: Atlas zur Gleichstellung von Frauen und Männern in der Diakonie 2019

weiblich männlich

befristet
unbefristet

Arbeitsentgelt nach Geschlecht
Zentral für das Thema Geschlechtergerechtigkeit und Gleichstellung im Berufsleben ist die 
Frage nach den Verdienstunterschieden zwischen Männern und Frauen. Um diese Frage auf 
der Grundlage der vorliegenden Daten zu beantworten, wurden die gesammelten Angaben zur 
tariflichen Eingruppierung der Mitarbeitenden einer aufwändigen Bereinigung und Transfor-
mation unterzogen. In einem ersten Schritt wurden die Angaben zu den Tarifwerken systema-

30 %

70 % 66 %

34 %
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Ameos droht erfolglos
Beschäftigte in Sachsen-Anhalt lassen sich nicht einschüchtern.

Das Befristungsunwesen macht vor kirchlichen Einrichtungen nicht 
Halt – im Gegenteil. Laut einer aktuellen Studie ist fast jedes dritte 
Arbeitsverhältnis in der Diakonie Deutschland auf Zeit geschlossen.  
Wie passt das zusammen mit dem Gerede von der »Dienst- 
gemeinschaft«, mit Nächstenliebe und Familienfreundlichkeit?

GESETZ UND RECHTSPRECHUNG
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8 AUSBLICK

Das Team der Lungenfunktion der Uniklinik Gießen und Marburg hat es »be-
stimmt schon acht bis zehn Mal probiert«, bis es endlich klappte: Das Los fiel auf 
Harald Schalk und seine Kolleginnen. »Superschön«, freut sich Harald. Wofür der 
Gewinn verwendet wird, steht schon fest: für eine kleine Weihnachtsfeier.    -red

            

FRANKREICH GROSSBRITANNIENNIEDERLANDE

Auf den ersten Blick sind beide Bilder gleich. 
Doch wer genau hinschaut, wird im rechten 
Bild zehn Fehler erkennen. 
Unter den Einsender*innen verlosen wir:
1. Teampreis: 200 Euro für  
die Gemeinschaftskasse
2. Preis: eine ver.di-Armbanduhr
3.– 6. Preis: je eine Pausentasse  
(limitierte Auflage) 

Mitmachen und gewinnen
Bei der Fehlersuche können alle ver.di-Mitglieder 
mitmachen. Den Teampreis können allerdings nur 
Kolleginnen und Kollegen gewinnen, die zusam-
men arbeiten und mindestens zu dritt sind. Die 
Gewinnchancen steigen, wenn wir ein gutes Foto 
von eurem Team bekommen und eine Telefonnum-
mer, unter der ihr gut erreichbar seid. Das Foto des 
Gewinnerteams wird in der nächsten Ausgabe 
veröffentlicht. Stellt bitte sicher, dass das Einver-
ständnis aller abgebildeten Personen und des 
Fotografen bzw. der Fotografin vorliegt.

Die Lösung bitte an:

1|	 ver.di-Bundesverwaltung
	 Fachbereich 3: »Preisrätsel«
	 Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

2|	 oder als E-Mail an:
	 suchbild.drei@verdi.de

3|	 oder löst das Rätsel gleich online: 
	 drei.verdi.deInformationen für den Fachbereich Gesundheit, Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen  gesundheit-soziales.verdi.de

Viele Augen sehen mehr ...

Seit 100 Jahren gibt es in Deutsch-
land Tarifverträge und eine gesetz-
lich verbriefte Mitbestimmung. Aus 
diesem Anlass hat sich Mario Gem-
bus, bei ver.di für kirchliche Betriebe 
zuständig, mit der Sonderstellung 
beschäftigt, die die christlichen Kir-
chen und ihre Wohlfahrtsverbände 
in beiden Fragen für sich reklamie-
ren. Die erste »Streitschrift« zeigt 
auf, dass die kircheninterne Mitbe-
stimmung nicht an die im Betriebs-
verfassungsgesetz festgelegten Stan-
dards heranreicht. In der zweiten 
argumentiert Gembus, dass Tarifver-
handlungen auch in Kirchen, Diako-
nie und Caritas zur Normalität wer-
den sollten. Denn auch hier gebe es 
den Interessengegensatz und eine 
strukturelle Machtasymmetrie zwi-
schen Arbeitgebern und Beschäftig-
ten. Dass die kircheninterne Fest- 
setzung der Löhne und Arbeitsbedin-
gungen dem nicht gerecht wird, 
belegt der Gewerkschafter einge-
hend.

Intensiv befasst er sich dabei mit 
den Begrifflichkeiten, die im kirchli-
chen Arbeitsrecht verwendet werden 
und dessen Legitimation sichern 

GENAU HINSEHEN

REINLESEN

Kritik am kirchlichen Sonderweg 

sollen. So zum Beispiel mit der 
»Dienstgemeinschaft«, die Interes-
sengegensätze kaschieren soll und 
sich auch gegen die angeblich be-
triebsfremde Gewerkschaft richtet. 
Vom »Konsensprinzip«, das die Kir-
chenoberen in Sachen Arbeitsrecht 
stets vor sich hertragen, bleibt nach 
der kritischen Lektüre ebenfalls nicht 
viel übrig. Denn Gembus legt an-
schaulich dar, was im kircheninter-
nen Schlichtungsverfahren vom 
vermeintlichen Konsens am Ende 
bleibt: Zwang.                            -dab

GEWINNERTEAM

Endlich Glück gehabt

RUNDUM

Die Eigenanteile pflegebedürftiger Men-
schen für eine stationäre Unterbringung 
steigen immer weiter. Anfang 2019 
waren es durchschnittlich 662 Euro pro 
Monat. Wohlgemerkt: nur für pflegebe-
dingte Kosten. Inklusive Unterbringung, 
Verpflegung und Investitionen waren es 
1.874 Euro. Für viele ist das unbezahl-
bar. Allein zwischen 2017 und 2018 ist 
die Zahl der Bewohner*innen, die auf 
staatliche »Hilfe zur Pflege« angewiesen 
sind, um sechs Prozent auf 318.580 
gestiegen. Um dieses Problem anzuge-
hen, fordert ver.di eine Pflegebürgervoll-
versicherung. Wie und warum sie funkti-
oniert, erklärt der Gesundheitsökonom 
Heinz Rothgang im Interview:    
£   t1p.de/Pflege-EIGEN-A             -red
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Die Gewinner*innen des Preisrätsels in drei.70 sind:
1. Teampreis (200 Euro für Gemeinschaftskasse): Das Team der Lungenfunktion am 
UKGM Marburg, Harald S.; 2. Preis (eine ver.di-Armbanduhr): Uli S. aus Wuppertal;  
3. bis 6. Preis (je eine Pausentasse): Wenke E. aus Ratzeburg, Michael D. aus Ludwigs-
hafen am Rhein, Stephanie S. aus Ebstorf, Andrea M. aus Geislingen an der Steige

UNVERGESSEN
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Tarifverträge in kirchlichen Betrieben
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150.000 im Klinikstreik
In den Niederlanden haben am 20. No- 
vember rund 150.000 Beschäftigte aus 
119 Gesundheitseinrichtungen für mehr 
Geld und Entlastung gestreikt. Es war 
der erste landesweite Klinikstreik der 
Geschichte. »Beschäftigten im Gesund-
heitswesen geht es vor allem um ihre 
Patienten. Wenn sie in den Streik treten, 
muss etwas Gravierendes schieflaufen«, 
so ein Sprecher des niederländischen 
Gewerkschaftsbundes FNV.

Proteste wirken
Die französische Regierung hat einen 
»Notfallplan« zur Unterstützung der 
Krankenhäuser angekündigt, nachdem 
Mitte November Klinikbeschäftigte in 
ganz Frankreich für mehr Geld und 
Personal auf die Straße gegangen wa-
ren. »Wir hören ihre Wut, wir hören 
ihre Erschöpfung, wir hören ihre Notla-
ge«, beteuerte Premierminister Édouard 
Philippe. Die Proteste sollen dennoch 
weitergehen.          £   t1p.de/FRANKR

Unbezahlte Überstunden
Es gibt in Großbritannien noch andere 
Themen als den Brexit. Zum Beispiel die 
Überlastung der Beschäftigten im Ge-
sundheitswesen, die laut einer von der 
Labour-Partei in Auftrag gegebenen 
Studie jede Woche eine Million Über-
stunden leisten – unbezahlt! In den 
Einrichtungen des National Health 
Systems (NHS) fehlen 100.000 Beschäf-
tigte – eine Folge der Kürzungspolitik 
der vergangenen Jahre.

Einsendeschluss: 7. Februar 2020

An der Medizinischen Fachschule »Stalinstadt«, wie 
Eisenhüttenstadt damals hieß, begann die Woche 
montags mit dem Fahnenappell. Christa Müller, die 
dort ab September 1958 eine Ausbildung zur Medizinischen 
Bademeisterin und Masseurin machte, berichtet, dass der 
Lehrstoff wegen des akuten Fachkräftemangels »auf ein        

Jahr zusammengedrückt« 
war. Entsprechend anstrengend war es: 

»Unterricht war von 7 Uhr bis 17 Uhr und samstags bis  
14 Uhr. Da hatte keiner Lust, noch bis ins damalige Fürsten-
berg zu laufen, um ins Kino zu gehen.« Dennoch denkt  
sie gerne an diese Zeit zurück. 	         	            -dab

drei 71

Steigende Belastung
Der durchschnittliche Eigenanteil an den pflegebedingten Kosten 
in vollstationärer Pflege betrug pro Monat …

* erstes Quartal; Quelle: Rothgang 2019

1999 2001 2003 2005 2007 2009 2011 2013 2015 2017 2019*

662 €

277 €

Mitbestimmung  
in kirchlichen Betrieben
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Zum Download: 	£  t1p.de/100-J-Mi 

		  £  t1p.de/100-J-Mi-2

Habt ihr noch Fotos, die eure Arbeitsplätze 

vor 40, 60 oder 100 Jahren zeigen?  

Wir freuen uns über jede Einsendung!    

redaktion.drei@verdi.de


